
   

Zuständige Behörde legt den 
Untersuchungsrahmen fest 

 
Antragssteller erstellt die 

Unterlagen  

 
Prüfung der eingereichten 

Unterlagen auf Vollständigkeit 
durch Planfeststellungsbehörde 

 

Ablaufschema Planfeststellungsverfahren (PFV)1 

                                                           
1 Dargestellt ist der Ablauf eines regulären PFV 

Scoping-Termin mit Vorhabenträger/-in, Planfeststellungsbehörde 
und ggf. Naturschutzverbänden 

 
i.d.R. nicht 
öffentlich 

 

 

Antrag des/der Vorhabenträgers/-in 
bei der Planfeststellungsbehörde 

 

ggf. Klagen vor dem 
Oberverwaltungsgericht oder 

Bundesverwaltungsgericht 
Frist: 1 Monat 

Äußerungen des/der 
Vorhabensträger/-in zu 

Einwendungen und 
Stellungnahmen 

Bekanntmachung, 
Planauslegung und Beteiligung 
durch die Anhörungsbehörde 

Auslegungsfrist: 1 Monat 

Träger öffentlicher Belange (TöB) Betroffene und Naturschutzverbände 

Einwendungen Stellungnahmen 
bis 2 Wochen nach Ablauf 

der Auslegungsfrist 
max. 3 Monate 

Ergebnis: Planfeststellungsbeschluss 
durch Planfeststellungsbehörde 

Erörterungstermin 
geleitet und durchgeführt von Anhörungsbehörde i.d.R. nicht öffentlich 

Teilnahme von Vorhabensträger/-in und 
allen, die Einwendungen erhoben haben 

Öffentliche Bekanntmachung bzw. 
Einladung zum Termin an die Verbände 

Prüfung, Begutachtung und Abwägung 
des Plans durch die 

Planfeststellungsbehörde 
inkl. Stellungnahme der 

Anhörungsbehörde 
ggf. ergänzende Gutachten, 

Berechnungen, Planänderungen 

ggf. erneutes Beteiligungsverfahren bei 
Planänderung 

Inhalte des Antrags: 
o Zeichnungen und Erläuterungen, die das 

Vorhaben, seinen Anlass und die betroffenen 
Grundstücke und Anlagen erkennen lassen 

o UVP-Bericht 
o Landschaftspflegerischer Begleitplan (LBP) 
o Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag 
o ggf. Natura 2000-

Verträglichkeitsuntersuchung 
o ggf. weitere Fachbeiträge, wie z.B. 

Fachbeitrag WRRL 


